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Adrian Vatter
und Rahel Freiburghaus

Für ausländische Beobachte-
rinnen und Beobachter sind die
Wahlen der Schweizer Exekuti-
ve eine stinklangweilige Ange-
legenheit. Egal, ob die Regie-
rungsparteien bei den Parla-
mentswahlen abgestraft wer-
den oder nicht: Die alte
Regierung stellt seit 175 Jahren
immer auch die neue Regie-
rung. Im Gegensatz zuWett-
bewerbsdemokratien ziehen
Wahlen keinen Regierungs-
wechsel nach sich. Entspre-
chend können die Bundesrats-
mitglieder den Gesamterneue-
rungswahlen jeweils gelassen
entgegensehen. Bis auf zwei
Ausnahmen (Ruth Metzler
2003, Christoph Blocher 2007)
wurden die Magistratinnen
und Magistraten in den letzten
150 Jahren sicher wiederge-
wählt, wenn sie sich erneut zur
Wahl gestellt haben.

Handelt es sich bei bundes-
rätlichen Erneuerungswahlen
demnach um ein reines Ritual?
Eine neue Analyse von Martina
FlickWitzig, Tanja Puran und
Adrian Vatter zu denWieder-
wahlen der Bundesräte seit
1947 zeigt, dass das Timing
einen grossen Einfluss darauf
hat, mit welchen Ergebnissen
Bundesräte in ihrem Amt
bestätigt werden.

Der richtige Zeitpunkt derWahl
ist dabei gleich im doppelten
Sinne entscheidend. Bekannt-
lich werden die Bundesräte je
einzeln nacheinander und in
der Reihenfolge ihres Amts-
alters wiedergewählt. Gemäss
dem Anciennitätsprinzip be-
ginnt dieWiederwahl mit
dem amtsältesten Mitglied der
Landesregierung. Dies diszipli-
niert diejenigen Parteien, deren
Amtsinhaber später zurWahl
stehen. Je früher in derWahl-
reihenfolge, desto glanzvoller
das Resultat: Während sich die
amtsältesten Magistraten im
Schnitt über durchschnittlich
90 Prozent der gültigen Stim-
men freuen dürfen, erhalten
die noch weniger bundesrats-
erprobten und deshalb erst
an sechster oder siebter Stelle
zurWiederwahl antretenden

Amtsinhaber im Schnitt ganze
zehn Prozentpunkte weniger.

Der Zeitpunkt spielt aber auch
in einer längerfristigen Betrach-
tung eine wichtige Rolle. Bis
Ende der 1960er-Jahre wurden
die Landesväter allesamt mit
Glanzergebnissen von mindes-
tens 85 Prozent der gültigen
Stimmen wiedergewählt.
Zwischen 1970 und 1999 sanken
die Ergebnisse dann schritt-
weise, ehe sie bei den Gesamt-
erneuerungswahlen von 1991
ihren Tiefpunkt erreichten.

Die zunehmende partei-
politische Polarisierung und
das rauere politische Klima
schlugen sich in schlechteren
Wiederwahlergebnissen der
Bundesratsmitglieder nieder.
Das 21. Jahrhundert brachte
dann wieder ein merklich

höheres Niveau der Stimmen-
zahlen, das in etwa mit jenem
der 80er-Jahre vergleichbar ist.

«Von drückenden Pflichten
kann uns nur die gewissen-
hafteste Ausübung befreien»,
mahnte schon Goethe in
«Wilhelm MeistersWander-
jahre». Das gilt erst recht für
die Schweizer Regierung.
Besonders gewissenhafte, d.h.
gutschweizerisch organisierte,
pflichtbewusste und zuverläs-
sige Amtsinhaber werden mit
besseren Ergebnissen wieder-
gewählt. Erneuerungswahlen
sind damit längst nicht nur
eine reine Routinebestätigung.
Vielmehr honoriert die Bun-
desversammlung die Arbeit von
besonders leistungsbereiten
Mitgliedern der Exekutive mit
ihrer hohen Unterstützung.

Wer hat nun die besseren
Wahlchancen für den freien
SP-Sitz in der Landesregie-
rung? Auch bei der Erstwahl
spielt ein ganz bestimmtes
Persönlichkeitsmerkmal eine
zentrale Rolle. Das machte eine
Studie der Charakterprofile
aller 101 zwischen 1982 und
2020 ins Rennen gestiegenen
Kandidierenden deutlich.
Verträglichkeit steigert nicht
nur die Nominations-, sondern
auch dieWahlchancen. Am
Wahltag erhalten die Lieben

und Netten die meisten Stim-
men. Die jüngsten Erfolge
der zugänglichen Elisabeth
Baume-Schneider und des
immer freundlichen Albert
Rösti bestätigten einmal mehr
die Verträglichkeitsthese.

Wer ist jetzt der Gmögigere
und Umgänglichere, Beat Jans
oder Jon Pult? Beide gelten als
kollegial und kooperativ. Ein
weiterer Erfolgsfaktor, die Zahl
der Nationalratssitze des Hei-
matkantons des Bewerbers, hilft
auch nicht weiter. Graubünden
und Basel-Stadt kommen auf je
fünf Sitze. Das Rennen ist
spannend wie selten zuvor.

Schliesslich steht auch die
Neuwahl des Bundeskanzlers

an. Die Analyse der Bundes-
kanzlerwahlen der letzten
100 Jahre streicht drei Erfolgs-
faktoren heraus: Der Kandidat
oder die Kandidatin ist schon
vor derWahl Vizekanzler, über
50-jährig und kein Mitglied
einer Polpartei. GLP-Vizekanz-
ler Viktor Rossi ist der einzige
Kandidat, der alle drei Bedin-
gungen erfüllt. Somit hat er
die besten Karten für den
achten Sitz in der Regierung.

Der Politologie-Professor
Adrian Vatter und die promovierte
Politologin Rahel Freiburghaus
von der Universität Bern über-
prüfen gängige Annahmen über
die Schweizer Demokratie im Licht
der Forschung. Und stellen zur
Debatte, wie Macht (zu)geteilt wird.

Was entscheidet die Bundesratswahlen?
Wer ersetzt Alain Berset im Bundesrat? AmMittwoch wissen wir es.
Frühere Bundesratswahlen zeigen, welche Faktoren dasWahlergebnis beeinflussen.

Wer ist jetzt
der Gmögigere und
Umgänglichere,
Beat Jans oder
Jon Pult?

Wahlkolumne

Kommentar

Jede zehnte Frau in der Schweiz
ist betroffen. Viele wissen es
jahrelang nicht. Die Krankheit
Endometriose führt nicht nur
zu allmonatlichen Beschwerden
und Arbeitsausfällen, sondern
kann Unfruchtbarkeit zur Folge
haben. Bei jeder zweiten Frau,
die ungewollt kinderlos ist, liegt
es an einer Endometriose.

Während Länder wie Frank-
reich und Australien die Trag-
weite des Problems erkannt
und Massnahmen eingeleitet
haben, hat die Schweiz wie so

oft zehn Jahre Verspätung.
Niemand in der zuständigen
Ständeratskommission konnte
sich für das Anliegen von
Mitte-Nationalrat Benjamin
Roduit erwärmen, das mehr
Gelder für die Erforschung
dieser Krankheit fordert. Doch
das wäre dringend nötig, denn
im Durchschnitt vergehen mehr
als neun Jahre, bis eine Diagno-
se gestellt werden kann.

Das liegt daran, dass eine
Früherkennung der Endo-
metriose noch kaum möglich

ist. Um die dafür notwendigen
Methoden zu entwickeln,
braucht es Mittel für eine um-
fangreiche Forschung. Sie muss
spezifisch auf diese Krankheit
ausgerichtet sein. Das Thema
unter die allgemeine Gender-
medizin abzustellen, wie es der
Bundesrat vorsieht, wird der
Problematik nicht gerecht.

Die bisherigen Schweizer
Bestrebungen zur Erforschung
und Behandlung der Endomet-
riose waren ungenügend. Das
sagen auch Gynäkologen und

Ärztinnen. Das letzte For-
schungsprojekt zu diesem
Thema, das der Schweizerische
Nationalfonds bewilligte,
wurde 2014 eingereicht. Auch
im internationalen Vergleich
hinkt die Schweiz hinterher:
Frankreich und Australien etwa
haben einen nationalen Akti-
onsplan zur Bekämpfung der
Endometriose vorgelegt.

Noch kann der Ständerat Rodu-
its Motion zustimmen, statt
seiner Kommission zu folgen.
Die Ständerätinnen und Stän-

deräte seien an ihre Schwestern,
Töchter, Cousinen oder Tanten
erinnert. Sie würden es ihnen
bestimmt verdanken, wenn
ihnen das Leid erspart bliebe –
oder sie wenigstens früher von
ihrer Erkrankung erfahren
würden, um das Schlimmste
abwenden zu können.

Dieses Leid sollte hellhörigmachen
Die bisherigen Schweizer Bestrebungen zur Erforschung der Endometriose waren ungenügend. Der Ständerat kann das noch ändern.

Die Ständerätinnen
und Ständeräte
seien an ihre
Schwestern,
Töchter, Cousinen
oder Tanten
erinnert.

Alexandra Föderl-Schmid

Diese Bilder werden ihre
Wirkung nicht verfehlen: Sie
zeigen Palästinenser, die bis
auf die Unterhose entkleidet
auf dem Boden kauern oder
knien, manchmal auch mit
verbundenen Augen und ge-
fesselten Händen. Sie doku-
mentieren den Umgang der
israelischen Armee mit palästi-
nensischen Gefangenen im
Gazastreifen. Sie erinnern auf
schrecklicheWeise an Abu
Ghraib, an die Bilder von Ge-
fangenen, die von US-Soldaten
gefoltert wurden.

Es gibt im aktuellen Fall keine
Hinweise auf Misshandlungen.
Und man kann Verständnis
dafür haben, dass im Zuge einer
Festnahme nachWaffen oder
Sprengstoff am Körper gesucht
wird. Aber diese Bilder sowie
Aussagen von Menschen, die
mutmasslich Angehörige oder
Mitarbeiter darauf erkannt
haben, deuten auf eine länger
dauernde unwürdige Behand-
lung von Palästinensern hin, die
nicht während Kämpfen fest-
genommen worden sind. Ob
sie tatsächlich der Hamas
nahestehen, muss die israeli-
sche Armee nach eigenen
Angaben erst feststellen.
Vielleicht waren es Männer,
die lediglich im Norden des
Gazastreifens geblieben waren,
die nicht wussten, wohin sie
fliehen sollten?

Auch wenn die israelische
Armee 7000 Hamas-Kämpfer
getötet haben will: Hinzu
kommen Tausende Zivilisten,
die im Gazastreifen getötet
wurden. Das ist so unstrittig
wie die 1200 Toten nach dem
Massaker der Hamas.

Die israelische Armee muss
sich den Vorwurf gefallen
lassen, den nun auch die US-
Verbündeten erheben: dass sie
zu wenig unternimmt für den
Schutz der Zivilbevölkerung
– und dass die Armee un-
präzise vorgeht. Damit setzt
Israel auch die Unterstützung
all jener aufs Spiel, die bisher
für sein Selbstverteidigungs-
recht eingetreten sind.

Und nun
auch noch
diese Bilder
Aufnahmen zeigen eine
entwürdigende Behandlung
gefangener Palästinenser.

Nina Fargahi
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Handy, Schlüssel, Ibuprofen.
Gülsha Adilji geht nie ohne
Schmerzmittel aus dem Haus.
Die Fernsehmoderatorin ist eine
vonvielen Frauen in derSchweiz,
die von Endometriose betroffen
sind.

Schon mit Anfang zwanzig
hatte Adilji starke Schmerzen
während der Monatsblutung.
«Ohne Schmerzmittel fühlt es
sich an, als würde einem ein
Messer in den Bauch gerammt»,
erzählt sie. Der Befund der Ärz-
te: normale Regelbeschwerden.
Und so schluckte sie jeden Mo-
nat während dreier Tage je vier
Tabletten à 400 Milligramm.

Erst 15 Jahre später stellte
eine Gynäkologin fest: Es han-
delt sich um eine Erkrankung
der Gebärmutterschleimhaut,
umEndometriose. Dabei siedeln
sich Schleimhautzellen ausser-
halb der Gebärmutter an und
wuchern zumBeispiel an den Ei-
erstöcken, der Blase oder am
Darm. «Heute weiss ich: Starke
Periodenschmerzen sind nicht
normal», so Adilji.

Endometriose zählt mit zu
den häufigsten gynäkologischen
Erkrankungen. Schätzungsweise
jede zehnte Frau erkrankt hier-
zulande daran. Häufig bleibt die
Endometriose unentdeckt, weil
es keinen Bluttest gibt. In man-
chen Fällen kann die Krankheit
im Ultraschall erkannt werden,
aber eine exakte Unterscheidung
zwischen Zysten und Endo-
metriose ist nicht möglich. Die
endgültige Diagnose ist meis-
tens nur über eine Bauchspiege-
lung, also durch einen operati-
ven Eingriff, möglich.

Die Folgen einer unbehandel-
ten Endometriose sind nicht
nur allmonatliche Schmerzen,
sondern auch Unfruchtbarkeit.
Bei ungefähr jeder zweiten
Frau mit unerfülltem Kinder-
wunsch ist der Grund eine
Endometriose.

Letztes Forschungsprojekt
wurde 2014 bewilligt
Viele Gynäkologinnen und Gy-
näkologen sind der Meinung:
Es braucht dringend mehr For-
schung zu dieser Krankheit.Aber
wie soll man diese forcieren?

Mitte-Nationalrat Benjamin
Roduit hatte dazu eine Idee. Er
hat im Parlament eine Motion
mit dem Titel «Schluss mit den
medizinischen Irrungen und
Wirrungen» eingereicht. Der
Vorstoss fordert vomBundesrat,
Endometriose-Forschung stär-
ker zu fördern. Roduit macht
auchwirtschaftliche Gründe gel-
tend: «Endometriose führt zu
Arbeitsausfällen und Fruchtbar-
keitsbehandlungen, die hohe
Kosten verursachen.»

Die grosse Kammer hat das
Begehren gutgeheissen. Im
Ständerat aber könnte die Moti-
on heute abgelehnt werden.
Denn die zuständige ständerät-
liche Kommission für Wissen-
schaft, Bildung und Kultur hat
sich bereits dagegen ausgespro-
chen. Und zwarmit 6 zu 0 Stim-
men bei 3 Enthaltungen: Die Po-
litik solle nicht «top-down» For-
schungsprojekte vorgeben und

so Einfluss auf die Forschung
nehmen.

Ohnehin seien im Rahmen
des Nationalen Forschungs-
programms zur Gendermedizin
bereits 11 Millionen Franken
gesprochen worden. Dort solle
auch die Forschung zur Endo-
metriose einen Platz bekommen.

Das sagt auch Bildungsminis-
ter Guy Parmelin (SVP). Er ver-
weist zudem darauf, dass der
Schweizerische Nationalfonds
(SNF) bereits einzelne For-
schungsprojekte zur Endomet-
riose «oder damit verwandten
Themen» fördere.

Doch ein Blick in die Daten-
bank des SNF zeigt: Das letzte
bewilligte Forschungsprojekt
wurde 2014 eingereicht. Seither
ist nichts mehr passiert. Micha-
el Müller, Chefarzt für Gynäko-
logie am Berner Inselspital, sagt
dazu: «Projekte zumThema En-
dometriose haben einen schwe-

ren Stand beim SNF, weil die
Krebsforschung als wichtiger
erachtet wird.» Müller und sein
Team haben seit 2015 mehrere
Forschungsprojekte eingereicht,
aber: «Leider wurde keines der
Projekte unterstützt, welches
sich direkt mit dem Thema En-
dometriose beschäftigt.»

Kosten vergleichbar hoch
wie die von Diabetes Typ 2
Doch eine Krankheit, die so vie-
le Frauen betreffe, müsse drin-
gend erforscht werden, um die
Diagnose und Behandlung zu
verbessern, sagt der Gynäkolo-
ge. «Noch immer dauert esmehr
als neun Jahre, bis eine Endome-
triose erkannt wird.» Das hat
auch die Fachzeitung «Revue
médicale suisse» festgestellt. Für
ChefarztMichael Müller ein «un-
haltbarer Zustand».

Ähnlich sieht das Simone
Kamm, Fachärztin für Gynäko-

logie und leitendeÄrztin im En-
dometriose-Zentrum am Spital
Limmattal: «Endometriose ist
eine frauenspezifische Krank-
heit und kein Genderthema,
sonst müsste Hodenkrebs auch
unter die Gendermedizin fal-
len.» Man wisse viel zu wenig
über die Endometriose, obwohl
die gesundheitlichen und volks-
wirtschaftlichen Kosten ver-
gleichbar hoch seien wie jene,
die Diabetes Typ 2 verursachten,
so die Gynäkologin.

Einige Operationen seien
mindestens so komplexwie eine
ausgedehnte Krebsoperation,
weil die Endometriose in ande-
re Gewebe reinwachse und Or-
gane beschädige. «Viele Frauen,
die den Weg in unser Zentrum
finden, haben bereits chronifi-
zierte Schmerzen, angegriffene
Organe und sind psychisch
schwer traumatisiert.»

Frankreich lanciert
nationalen Aktionsplan
Motionär Roduit wirft der stän-
derätlichen Kommission vor, das
Anliegen «schlampig behandelt»
zu haben. Er sagt: «Die Motion
stand nicht in der Sitzungspla-
nung, und es gab so gutwie keine
Debatten.»

Angefragte Ständerätinnen
und Ständeräte aus der zustän-
digen Kommission betonen, dass
sie für frauenspezifische Anlie-
gen ein offenes Ohr hätten. Zu-
mal die Kommission aus acht
Frauen und vier Männern be-
steht,was eher unüblich ist,weil
im Ständerat bis vor kurzemnur
26 Prozent Frauen sassen.Mari-
anne Maret etwa, Mitte-Stände-
rätin aus demWallis, hat sich bei
der Abstimmung enthalten. Sie
vertritt die Linie der Kommissi-
on: «Forschungsförderung soll-
te nach Exzellenzkriterien und
gemäss demBottom-up-Prinzip
erfolgen.»

Hierzu verweist Endo-Help,
die Schweizerische Endometri-
ose-Vereinigung, auf eine Petiti-
on, die mit über 18’000 Unter-
schriften dem Parlament über-
geben wurde. Die oberste
Forderung der Petition lautet:
mehr Mittel zur Endometriose-
Forschung. «Wenn das nicht Bot-
tom-up ist,was dann?», sagtVor-
standsmitglied Nicole Bianchi.

Klar ist: In anderen Ländern
hat das Thema eine höhere po-
litische Priorität. So hat zum
Beispiel der französische Präsi-
dent Emmanuel Macron letztes
Jahr einen nationalen Aktions-
plan angekündigt. Sein Slogan:
«Das ist kein Frauenproblem,
sondern ein gesellschaftliches
Problem.» Durch Investitionen
in die Forschung und speziali-
sierte Endometriosezentren
machte Macron das Thema zu
einer Priorität der französischen
Gesundheitspolitik.

Klar ist damit auch: Im Um-
gangmit der Krankheit hinkt die
Schweiz anderen Ländern hin-
terher. Gülsha Adilji sagt: «Ich
wünsche jeder Frau, dass sie
ohne Ibuprofen in derTasche aus
dem Haus gehen kann.» Sie hat
demnächst eine Operation, um
die Endometriose zu entfernen.
Und hofft, dass das allmonatli-
che Leid dann vorbei ist.

Sie geht nur nochmit
Schmerzmitteln aus demHaus
Streit um Endometriose-Forschung Jede zehnte Frau ist betroffen –Moderatorin Gülsha Adilji erhielt die Diagnose
erst nach 15 Jahren. Der Ständerat entscheidet nun, ob die Krankheit gründlicher erforscht werden soll.

Abstimmung Das Solarprojekt im
Saflischtal in derGemeindeGren-
giols im Wallis kann realisiert
werden. Die Projektpartner wol-
len nach dem doppelten Ja von
BurgergemeindeundEinwohner-
gemeinde das BaugesuchAnfang
2024beimKanton einreichen,wie
Grengiolssolar gestern mitteilte.
Die IG Saflischtal will weiter ge-
gen das Projekt kämpfen. Die
Burgergemeinde stimmte dem
Projekt mit 163 Ja zu 94 Nein
stimmen zu, die Einwohnerge-
meindemit 190 Ja gegen 70Nein.
Die Stimmbeteiligung betrug
über80Prozent.Die Zustimmung
vonGrundeigentümerschaft und
Standortgemeinde sind gemäss
nationalem Energiegesetz Vor-
aussetzungen dafür, damit der
Kanton Wallis nach Einreichung
des BaugesuchsAnfang 2024 das
Bewilligungsverfahren starten
kann. Dementsprechend wollen
die Projektpartner nun daran ar-
beiten, das Dossier im Hinblick
auf die öffentlicheAuflage fertig-
zustellen, wie es weiter hiess.
Grengiolssolar soll auf 2500 Me-
tern Höhe auf einer Fläche von
0,8 Quadratkilometern jährlich
150 Gigawattstunden erneuer-
baren Strom produzieren, rund
43 Prozent davon imWinter. Mit
dem Strom lassen sich 40’000
Haushalte versorgen. Die IG Saf-
lischtal äusserte sich gestern in
einer Mitteilung enttäuscht über
das Abstimmungsresultat, will
aber weiterkämpfen. Das wilde
Saflischtal sei der falsche Stand-
ort für eine solche Anlage. (SDA)

Solarprojekt im
Wallis kann
realisiert werden

Nach Studie Der römisch-katho-
lischenKirche in derSchweiz lau-
fen die Mitglieder seit der Veröf-
fentlichung derStudie überMiss-
bräuche davon. Das zeigt eine
Umfrage der Nachrichtenagen-
tur Keystone-SDA drei Monate
nach der Veröffentlichung des
Berichts. Die meisten Austritte
gab es im Aargau, in Solothurn
und in Graubünden in städti-
schenGebieten.Es habe Kirchge-
meinden gegeben, die über
100Austritte verzeichnet hätten,
hiess es in Graubünden. Beson-
ders gross scheint die Austritts-
welle in der Kirchgemeinde Lu-
zern zu sein. Seit dem Erschei-
nen derMissbrauchsstudie traten
270 Personen proMonat aus.Die
katholische Kirche zählt in der
Schweiz derzeit rund drei Milli-
onen Mitglieder. (SDA)

Katholische Kirche
verliert Mitglieder

SBB Die SBB haben gestern Mit-
tag ein erstes positives Fazit zum
Fahrplanwechsel gezogen, der
seit den frühen Morgenstunden
umgesetzt worden ist. Eine
nächste Bewährungsprobe steht
den Bundesbahnen aber noch
bevor. Im Wochenendverkehr
gestern Vormittag sei es zu kei-
nen nennenswerten Problemen
gekommen, die im direkten Zu-
sammenhang mit dem neuen
Fahrplan stünden, schrieben die
SBB. Erst der Werktagsverkehr
ab heute werde zeigen, ob die
neuen Zugverbindungen bei den
Pendelnden angekommen seien.
Der Fahrplanwechsel zielte laut
SBB dieses Jahr darauf ab, stark
frequentierteVerbindungen aus-
zubauen. (SDA)

Positives Fazit zum
Fahrplanwechsel

Hielt starke Periodenschmerzen lange Zeit für normal: Moderatorin Gülsha Adilji. Foto: Urs Jaudas

«Es ist kein
Genderthema, sonst
müsste Hodenkrebs
auch unter die
Gendermedizin
fallen.»

Simone Kamm
Fachärztin für Gynäkologie


